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Antrag der Stadt Eisenach vom 13.06.2019 auf Gewährung einer 
Bedarfszuweisung nach § 24 Thüringer Finanzausgleichsgesetz in der 
Fassung vom 12.02.2018 (GVBI. S. 9) i. V. m. Bst. A. Ziffer 4.5 VV­ 
Bedarfszuweisungen in der Fassung vom 05.12.2017 

Aufgrund des o.g. Antrages der Stadt Eisenach erlässt das Thüringer Landes­ 
verwaltungsamt auf der Grundlage des § 24 Thüringer Finanzausgleichsge­ 
setz (ThürFAG) folgenden 

Bescheid: 

1. Der Stadt Eisenach wird nach § 24 ThürFAG eine Bedarfszuweisung 
für das Haushaltsjahr 2019 in Höhe von 6.017.335 EUR zur Haushalts­ 
konsolidierung gewährt. Im Übrigen wird der Antrag abgelehnt. 

2. Der Bescheid ergeht kostenfrei. 

Begründung 

I. 

Am 13.06.2019 beantragte die Stadt Eisenach die Gewährung einer Bedarfs­ 
zuweisung gemäß § 24 ThürFAG für das Haushaltsjahr 2019 in Höhe von 
10.167.644 EUR zur Haushaltskonsolidierung. Die Antragssumme entspricht 
dem voraussichtlichen Fehlbetrag im Haushaltsjahr 2019 zuzüglich der ge­ 
planten anteiligen Sollfehlbetragsdeckung in Höhe von 484.977 EUR. 

Neben dem Antrag gemäß Formblatt wurde die vom Stadtrat am 21.05.2019 
beschlossene und von der Rechtsaufsichtsbehörde am 08.10.2019 geneh­ 
migte 6. Fortschreibung des Haushaltssicherungskonzeptes (Beschluss-Nr. 
StR/0840/2019) für das Jahr 2019 vorgelegt. Eingereicht wurden außerdem 
die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 sowie die Finanzplanung. 
Das Votum der Rechtsaufsichtsbehörde vom 23.06.2019 liegt ebenfalls vor. 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der vorliegenden Verwal­ 
tungsakte Bezug genommen. 
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lhr/e Ansprechpartner/in: 
Iris Wolf I Ekaterina Härtel 

Durchwahl: 
Telefon 0361 57-3321909 
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13:30-15:30 Uhr 
Freitag: 08:30-12:00 Uhr 

Bankverbindung: 
Landesbank 
Hessen-Thüringen (HELABA) 
IBAN: 
DE80820500003004444117 
BIC: 
HELADEFF820 

Informationen zum Umgang mit Ihren Da­ 
ten im Thüringer Landesverwaltungs-amt 
finden Sie im Internet unter: www.thuerin­ 
gen.de/th3/tlvwa/datenschutz/. 
Auf Wunsch übersenden wir Ihnen eine 
Papierfassung. 



11. 

1. Gemäß Bst. A. Ziffer 4.5 W-Bedarfszuweisungen in der Fassung vom 
05.12.2017 ist das Thüringer Landesverwaltungsamt die für die Bearbeitung 
der Anträge nach § 24 ThürFAG zuständige Bewilligungsbehörde. 

2. Dem Antrag war im tenorierten Umfang stattzugeben. Im Übrigen war er 
abzulehnen. 

a) Nach § 24 Abs. 1 Satz 1 ThürFAG werden Gemeinden und Landkreisen 
aus dem Landesausgleichsstock Bedarfszuweisungen in Form von Zuweisun­ 
gen und Liquiditätshilfen zur Verfügung gestellt. Die aus dem Landesaus­ 
gleichstock zur Verfügung gestellten Mittel sind gem. § 24 Abs. 2 Nr. 1 
ThürFAG u. a. bestimmt für die Durchführung einer Haushaltskonsolidierung 
in kreisangehörigen Gemeinden, kreisfreien Städten sowie Landkreisen. 

Maßgeblich für das Antrags- und Bewilligungsverfahren sowie die Verteilung 
und Verwendung der Mittel für Bedarfszuweisungen ist die mit Rundschreiben 
R 33 4/2017 des TMIK vom 07.12.2017 bekannt gemachte W-Bedarfszuwei­ 
sungen. Soweit in der W-Bedarfszuweisungen die Erstellung eines Haus­ 
haltssicherungskonzeptes Voraussetzung ist, gilt daneben die Verwaltungs­ 
vorschrift des Thüringer Innenministeriums zur Aufstellung eines Haushaltssi­ 
cherungskonzeptes nach § 53 a der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) 
oder§ 4 des Thüringer Gesetzes über die kommunale Doppik (ThürKDG) - 
W-Haushaltssicherung in der Fassung vom 08.06.2016 (Thüringer Staatsan­ 
zeiger Nr. 27/2016, S. 916 ff.). 

Danach sind für die Gewährung einer Bedarfszuweisung zur Haushaltskonso­ 
lidierung (Bst. B. W-Bedarfszuweisungen) mit dem Antrag nach Formblatt ein 
rechtsaufsichtlich genehmigtes Haushaltssicherungskonzept bzw. dessen 
rechtsaufsichtlich genehmigte Fortschreibung, ein Bewilligungsvorschlag der 
zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde sowie die Haushaltssatzung und die Fi­ 
nanzplanung (ggf. im Entwurf) einzureichen. 

Diese Voraussetzungen liegen vollständig vor. Die Stadt Eisenach hat alle er­ 
forderlichen Unterlagen eingereicht. 

b) Abweichend von der beantragten Summe in Höhe von 10.167.644 EUR war 
nach pflichtgemäßer Ermessensausübung ein Bewilligungsbetrag in Höhe von 
6.017.335 EUR festzusetzen, weil ein darüber hinaus bestehender Bedarf im 
Haushaltsjahr 2019 nicht gegeben ist. 

Nach Bst. B. Ziffer 3.2 W-Bedarfszuweisungen ist die Höhe der Bedarfszu­ 
weisung grundsätzlich so zu bemessen, dass die Haushaltskonsolidierung 
dazu führt, dass am Ende des im Haushaltssicherungskonzept festgelegten 
Konsolidierungszeitraums das Konsolidierungsziel erreicht wird. Eine Konso­ 
lidierung ist dann erreicht, wenn kurzfristig die Gewährleistung oder Wieder­ 
herstellung der Zahlungsfähigkeit der Gemeinde sichergestellt wird und mittel­ 
fristig die Gemeinde in die Lage versetzt wird, die nach § 53 ThürKO bzw. § 3 
ThürKDG gesetzlich bestehenden Verpflichtungen als Ausdruck einer geord­ 
neten Haushaltswirtschaft vollumfänglich zu erfüllen (vgl. Bst. A. Abs. 2 W- 
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Haushaltssicherung). Indikator einer solchen geordneten Haushaltswirtschaft 
ist bei kameral buchenden Gemeinden die Rückführung von aufgelaufenen 
Altfehlbeträgen zumindest auf Null. 

Ein Bedarf in Höhe der Antragssumme besteht zumindest für das Haushalts­ 
jahr 2019 nicht. Dies ergibt sich aus den nachfolgenden Erwägungen: 

Antragssumme 
aa) abzgl. Ausgaben für Deckung Soll-Fehlbetrag 
(anteilige Sollfehlbetragsdeckung) . 
bb) abzgl. freiwillige Ausgaben im Verwaltungshaus­ 
halt soweit > 3,5 % 
cc) abzgl. freiwillige Ausgaben im Vermögenshaushalt 
für nicht notwendige Investitionen 
dd) abzgl. sonstige Ausgaben 
ee) abzgl. Mehreinnahme Schlüsselzuweisung 
ff) zuzgl. Mindereinnahme Investitionspauschale 
= bewilligungsfähiger Betrag 

10.167.644 EUR 

439.112EUR 

2.065.512 EUR 

892.078 EUR 
740.182 EUR 
16.782 EUR 
+3.357 EUR 

6.017.335 EUR 

zu aa) Nach § 23 Abs. 1 Satz 1 ThürGemHV soll ein Fehlbetrag unverzüglich 
gedeckt werden; er ist spätestens im zweiten dem Haushaltsjahr folgenden 
Jahr zu veranschlagen. Abweichend von Satz 1 kann gemäß§ 23 Abs. 1 Satz 
2 ThürGemHV der Fehlbetragsabbau maximal auf den Konsolidierungszeit­ 
raum gestreckt werden. Voraussetzung ist, dass ein rechtsaufsichtlich geneh- . 
migtes Haushaltssicherungskonzept vorliegt. Diese Voraussetzung ist erfüllt. 
Die kreisfreie Stadt Eisenach hat ein rechtsaufsichtlich genehmigtes Haus­ 
haltssicherungskonzept vorgelegt und kann den Fehlbetragsabbau damit ma­ 
ximal auf den Konsolidierungszeitraum strecken. Die Möglichkeit der schei­ 
benweisen Deckung des Sollfehlbetrages bis zum Ende des Konsolidierungs­ 
zeitraumes ermöglicht der Stadt Eisenach einen sparsamen Umgang mit den 
zur Verfügung stehenden Mitteln in den kommenden Jahren und damit eine 
gleichmäßige, nachhaltige Konsolidierung. Eine vollständige Berücksichtigung 
des bis 2018 entstandenen kumulierten Fehlbetrages in Höhe von 183.460 
EUR scheidet daher bei der Bemessung einer Bedarfszuweisung für das Jahr 
2019 aus vorgenannten Gründen aus. Zur Gewährleistung eines vollständigen 
Abbaus der o.g. Altfehlbeträge innerhalb des verbleibenden Konsolidierungs­ 
zeitraumes bis einschließlich zum Jahr 2022 würde sich die anteilige jährliche 
Sollfehlbetragsdeckung somit auf gerundete 45.865 EUR belaufen (183.460 
EUR/ 4 Jahre). 

Ausgehend davon, dass im Jahr 2019 zwecks Deckung des Sollfehlbetrages 
bei HH-Stelle 9200.992000 des Vermögenshaushaltes ursprünglich 
484.977 EUR geplant waren, ist daher der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Haushaltsansatz 2019 und dem nunmehr tatsächlich zu deckenden Sollfehl­ 
betrag 2019 ein Betrag in Höhe von 439.112 EUR bedarfsmindernd zu redu­ 
zieren (484.977 EUR abzgl. 45.865 EUR). 

zu bb) Gemäß Bst. C. Ziffer 1.2.2.1 W-Haushaltssicherung wird grundsätzlich 
eine Auskömmlichkeitsgrenze von 3,5 % für Ausgaben für freiwillige Leistun­ 
gen in Mittelzentren mit Teilfunktion Oberzentrum zugrunde gelegt. 
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Der Zuschussbedarf im Verwaltungshaushalt der Stadt Eisenach beläuft sich 
für freiwillige Leistungen ausweislich des Formulars Ill. der Fortschreibung des 
Haushaltssicherungskonzeptes für das Jahr 2019 auf insgesamt 
4.311.690 EUR, was 3,63 % der Gesamtausgaben des Verwaltungshaushal­ 
tes entspräche. 
In Anlehnung an das Rundschreiben des TMIK vom 13.08.2012 zur Abgren­ 
zung der Ausgabebedarfe wurde im Rahmen einer detaillierten Einzelfallprü­ 
fung unter Berücksichtigung der Einnahmen festgestellt, dass sich der Zu­ 
schussbedarf der Stadt Eisenach für freiwillige Leistungen ausweislich des 
Haushaltsplanentwurfs 2019 tatsächlich auf insgesamt 6.797.345 EUR be­ 
läuft, was 5, 72 % der Gesamtausgaben des Verwaltungshaushaltes ent­ 
spricht. Dabei wurden die durch die Stadt Eisenach getätigten zusätzlichen 
Angaben zu dem Verhältnis von freiwilligen und pflichtigen Anteilen in den Be­ 
reichen ,,Sportstättenbetrieb" und ,,Öffentliche Grünanlagen" beachtet. 

Bei der Bemessung der Bedarfszuweisung erfolgte zusätzlich die Anerken­ 
nung des der Stadt Eisenach zustehenden Kulturlastenausgleichs entspre­ 
chend der W der Thüringer Staatskanzlei vom 29.08.2018. Danach erhält die 
Stadt Eisenach zu dem ihr zuzubilligenden Anteil für freiwillige Leistungen des 
Verwaltungshaushaltes von 3,5 % zusätzlich den Kulturlastenlastenausgleich 
in Höhe von 57 4.106 EUR. Dadurch sinkt der prozentuale Anteil der freiwilligen 
Leistungen an den Gesamtausgaben des Verwaltungshaushaltes von 5, 72 % 
auf 5,24 %. 

Zusammenfassend ergibt sich ausgehend von den geplanten Gesamtausga­ 
ben des Verwaltungshaushaltes 2019 (115.946.139 EUR) unter Berücksichti­ 
gung der Einnahmen sowie unter Hinzurechnung des Kulturlastenausgleichs 
insgesamt ein Unterschiedsbetrag von 2.065.512 EUR. Er resultiert aus der 
Differenz zwischen dem geplanten Zuschussbedarf für freiwillige Aufgaben im 
Umfang von 5,24 % bzw. 6.223.239 EUR und dem der Stadt zuzubilligenden 
Zuschussbedarf im Umfang von 3,5 % bzw. 4.157.727 EUR. In der Folge ist 
die Antragssumme um einen Betrag in Höhe von 2.065.512 EUR zu reduzie­ 
ren. 

zu cc) Nach Buchstabe B. Ziffer 1 W-Bedarfszuweisungen können Bedarfs­ 
zuweisungen auch in den Fällen gewährt werden, in denen im Haushaltsplan 
und im Haushaltssicherungskonzept der Kommunen z.B. Ausgaben für not­ 
wendige Eigenanteile, die im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme von 
Förderprogrammen aufzubringen sind und/oder Ausgaben für notwendige In­ 
vestitionen eingestellt sind, die die Haushaltskonsolidierung nicht gefährden. 
Ausgaben für notwendige Eigenanteile oder notwendige Investitionen liegen 
insbesondere dann vor, wenn es sich um unabweisbare Ausgaben des pflich­ 
tigen Aufgabenbereichs, nicht aber solche des freiwilligen Bereichs handelt. 
Für den Bereich freiwilliger Aufgaben der Kommunen beantragte Bedarfszu­ 
weisungen können im Hinblick auf die im Haushaltsjahr 2019 zur Verfügung 
stehenden, begrenzten Haushaltsmittel des Freistaats Thüringen nicht ge­ 
währt werden. 

Bei der Bemessung der Bedarfszuweisung war im Rahmen der Ausübung des 
pflichtgemäßen Ermessens genau abzuwägen, inwieweit veranschlagte Aus­ 
gaben im investiven Bereich als notwendig anzusehen sind. So wurden sämt­ 
liche geplante Investitionsmaßnahmen dahingehend geprüft, inwieweit diese 
dem pflichtigen Bereich zuzuordnen sind. 
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In diesem Zusammenhang erfolgte auch eine tiefgründige Prüfung der durch 
die Stadt Eisenach mit ihrer E-Mail vom 06.08.2019 übersandten tabellari­ 
schen Übersicht, der E-Mail vom 27.08.2019 (Begründung zur Wartburgauf­ 
fahrt) sowie der Begründungen zu den Straßen- und Brückenbaumaßnahmen 
per E-Mail vom 28. und 29.08.2019. 

Im Ergebnis wurde festgestellt, dass der Haushaltsplan 2019 der Stadt Eisen­ 
ach auch Ausgaben für Investitionsmaßnahmen im freiwilligen Bereich in Höhe 
von insgesamt 892.078 EUR enthält, deren Notwendigkeit und Unabweisbar­ 
keit nicht belegt sind. Die Gewährung dieser als freiwillig einzuordnenden In­ 
vestitionsmaßnahmen würde der Haushaltsnotlage der Stadt Eisenach mit 
Schwerpunkt auf Erfüllung der Pflichtaufgaben widersprechen. 

Nachfolgend aufgeführte Ansätze für Investitionsmaßnahmen des Vermö­ 
genshaushaltes 2019 sind dem freiwilligen Bereich zuzuordnen: 

im Unterabschnitt 32100 - Thüringer Museen - Beseitigung von Sicher­ 
heitsmängeln in der Reutervilla sowie Ausgaben für die Bestuh­ 
lung/Flügel Rokokosaal (25.000 EUR), Ausgaben für notwendige In­ 
vestitionen zur Aufrechterhaltung des Museumsbetriebes für Geräte 
und Ausstattungen (27.300 EUR), Ausgaben zur Umsetzung des vom 
Stadtrat beschlossenem Museumskonzept für einen Gestaltungswett­ 
bewerb (300.000 EUR) 

im Unterabschnitt 61500 - Städtebauliche Sanierungs- und Entwick­ 
lungsmaßnahmen - Ausgaben für die Hochbaumaßnahme Wandel­ 
halle (10.000 EUR), für Abschlussarbeiten im Stadtschloss 
(55.000 EUR), für die Gestaltung des Telemann-Platzes (70.000 EUR), 
für den Kunstpavillion (18.000 EUR) 

im Unterabschnitt 61600 - Dorferneuerung - Ausgaben für die Sanie­ 
rung des Schlosses Berteroda (143.500 EUR) 

im Unterabschnitt 63000 - Straßen - Ausgaben für die Erschließung 
des neuen Baugebietes Palmental (25.000 EUR), für den Ausbau 
Willy-Enders-Str. (40.000 EUR) 

im Unterabschnitt 63050 für die Verbesserung der Radwegeinfrastruk­ 
tur (5.000 EUR) 

im Unterabschnitt 79110 - Touristische Infrastruktur-Ausgaben für die 
Optimierung Wasserwanderinfrastruktur von Göringen bis Großbur­ 
schla (24.000 EUR), Zuschuss für die touristische Rad-Infrastruktur an 
den Ilm-Kreis (3.500 EUR) 

Des Weiteren sind Ausgaben im Unterabschnitt 35000 für die Volkshoch­ 
schule in Höhe von 58.800 EUR im Bereich des Brandschutzes veranschlagt. 
Diese Ausgaben wurden bereits mit Bescheid vom 15.06.2017 berücksichtigt. 
Eine Doppelbewilligung kann nicht erfolgen. 
Darüber hinaus liegt kein Nachweis über den der Notlage zugrundeliegenden 
Sachverhalt vor. Das Protokoll der Gefahrenverhütungsschau in diesem Zu­ 
sammenhang entstammt dem Jahr 2015 und kann damit im Jahr 2019 auf­ 
grund veränderter Gesamtumstände nicht als Grundlage für einen Nachweis 
einer Notwendigkeit dieser Maßnahme dienen. 
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Im Unterabschnitt 79040 plant die Stadt Eisenach im Haushaltsjahr 2019 mit 
einer Ausgabe in Höhe von 386.978 EUR. Gemäß§ 16 des Gesellschafter­ 
vertrages der Eisenach-Wartburgregion Touristik GmbH wurde die Nach­ 
schusspflicht der Stadt Eisenach auf jährlich maximal 300.000 EUR begrenzt. 
Bis zu dieser Höhe erfolgt eine Berücksichtigung bei der Bemessung der Höhe 
einer Bedarfszuweisung im Haushaltsjahr 2019. Der die Nachschusspflicht 
übersteigende Betrag von 86.978 EUR ist nicht begründet und daher in dieser 
Höhe von der Antragssumme abzuziehen. 

Sämtliche vorgenannte geplante Investitionsmaßnahmen im freiwilligen Be­ 
reich belaufen sich auf einen Betrag in Höhe von insgesamt 892.078 EUR. Da 
es sich bei diesen Ausgaben nicht um unabweisbare Ausgaben des pflichtigen 
Bereichs, sondern um solche des freiwilligen Bereichs handelt, werden sie in 
dieser Höhe aus den zuvor genannten Gründen in Abzug gebracht. 

Es bleibt der Stadt Eisenach jedoch unbenommen, erforderliche Deckungsmit­ 
tel zur Finanzierung der genannten Investitionsmaßnahme - unter Beachtung 
der Vorgaben des Bst. A Absatz 3 W-Haushaltssicherung - durch die Erzie­ 
lung weiteren Konsolidierungspotentials bzw. durch Einsparung von Ausga­ 
ben oder Erzielung von Mehreinnahmen aufzubringen. 

zu dd) Die Stadt Eisenach hat seit dem Jahr 2010 Bedarfszuweisungen in 
Höhe von insgesamt 33.996.079 EUR erhalten. Zuletzt belief sich die bean­ 
tragte Bedarfszuweisung für das Haushaltsjahr 2018 auf einen Betrag von 
10.876.009 EUR; hiervon abweichend wurde der Stadt eine Bedarfszuwei­ 
sung in Höhe von 7.500.445 EUR gewährt. 
Die Höhe der für das Haushaltsjahr 2019 beantragten Bedarfszuweisung er­ 
mittelt sich ausweislich der Haushaltsplanung der Stadt Eisenach aus dem vo­ 
raussichtlichen Fehlbetrag des Verwaltungshaushaltes in Höhe von 
5.572.071 EUR und dem voraussichtlichen Fehlbetrag des Vermögenshaus­ 
haltes in Höhe von 4.110.596 EUR1, zuzüglich der anteiligen Sollfehlbetrags­ 
deckung in Höhe von 484.977 EUR, mithin insgesamt 10.167.644 EUR. 

Die Höhe der für das Haushaltsjahr 2019 beantragten Bedarfszuweisung von 
insgesamt 10.167.644 EUR resultiert insbesondere aus der geplanten Abfüh­ 
rung aus dem Verwaltungshaushalt an den Vermögenshaushalt von 
4.595.573 EUR, um neben der Fehlbetragsdeckung von 484.977 EUR, der 
ordentlichen Tilgung von 1.318.590 EUR investive Maßnahmen mit einem Vo­ 
lumen von 2.792.006 EUR durchzuführen. 

Für die Bemessung einer Bedarfszuweisung wurde im Thüringer Landesver­ 
waltungsamt eine Plausibilitätsprüfung durchgeführt. In dessen Ergebnis 
stellte sich heraus, dass sich die prognostizierten Ausgaben des Verwaltungs­ 
haushaltes - im Vergleich zu den Vorjahresrechnungsergebnissen der letzten 
drei Jahre - als nicht vollumfänglich schlüssig darlegen, wie im Folgenden nä­ 
her erläutert werden soll. Der nachfolgenden Übersicht kann die Entwicklung 
der jeweiligen Ausgaben des Verwaltungshaushaltes der letzten drei Jahre so­ 
wie der Planung des Verwaltungshaushaltes im Haushaltsjahr 2019 entnom­ 
men werden: 

1 Der voraussichtliche Fehlbetrag des Vermögenshaushaltes setzt sich zusammen aus den Ausgaben für die ordent­ 
liche Tilgung von 1.318.590 EUR und für investive Maßnahmen mit einem Volumen von 2.792.006 EUR. 
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Ausgaben im Verwaltungshaushalt 

Haushalts- Haushaltsplan Jahresrechnung Mehrbedarf(+) 
jahr Minderbedarf (-) 
2016 110.684.126 EUR 107.730.329,01 EUR 2.562.064,01 EUR(-) 
2017 113.849.715 EUR 111.019.434,43 EUR 2.830.280,57 EUR(-) 
2018 115.946.139 EUR 114.582.493,90 EUR 1.363.645,10 EUR(-) 
Durchschnitt 113.493.327 EUR 111.110.752,45 EUR 
2016-2018 
2019 118. 792.209 EUR 

Danach zeigt sich, dass die von der Stadt Eisenach prognostizierten Ausga­ 
ben des Verwaltungshaushaltes für das Haushaltsjahr 2019 in Höhe von 
118.792.209 EUR sowohl über dem Durchschnitt der sich aus den Haushalts­ 
plänen der Jahre 2016 bis 2018 voraussichtlich ergebenden Ausgaben des 
Verwaltungshaushaltes in Höhe von 113.493.327 EUR als auch über dem 
Durchschnitt der sich aus der Jahresrechnung der Jahre 2016 bis 2018 erge­ 
benden Ausgaben des Verwaltungshaushaltes von 111.110. 752 EUR liegen. 

Die im Haushaltsplan 2019 veranschlagten Ausgaben der Stadt Eisenach für 
das Personal, den sächlichen Verwaltungs- und Betriebsaufwand (ohne 
67 /68/69) weichen von den Jahresrechnungsergebnissen der letzten drei 
Jahre wie folgt ab: 

Haushaltsjahr Personalausgaben sächlicher Verwaltungs- Zwischensumme 
und Betriebsaufwand (ohne 
67/68/69) 

2016 (Jahresrechnung) 22.505.996,20 EUR 4.703.860,75 EUR 
2017 (Jahresrechnung) 23.241.703,09 EUR 5.220.551,21 EUR 
2018 (Jahresrechnung) 24.679.391,94 EUR 5.261.746,98 EUR 
Durchschnitt 23.475.697,08 EUR 5.062.052,98 EUR 28.537.750,06 EUR 
2016-2018 
2019 (Haushaltsplan) 26.431.946,00 EUR 7.132.044,00 EUR 33.563.990,00 EUR 

Die im Vergleich zur Jahresrechnung 2018 höheren Planansätze der vorge­ 
nannten Ausgaben, welche sich in den prognostizierten Ausgaben des Ver­ 
waltungshaushaltes von ca. 118. 792.209 EUR widerspiegeln, können nicht in 
voller Höhe Berücksichtigung bei der Bemessung einer Bedarfszuweisung für 
das Jahr 2019 finden, da die vollständige Ausschöpfung des gesamten Ein­ 
sparpotentials der kreisfreien Stadt Eisenach - unter Beachtung des Grund­ 
satzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit - nicht abschließend nachge­ 
wiesen werden konnte. Aufgrund der Nachrangigkeit von Bedarfszuweisungen 
erfolgt somit eine bedarfsmindernde Berücksichtigung in Höhe von 7 40.182 
EUR. 

Die von der kreisfreien Stadt Eisenach für das Haushaltsjahr 2019 veran­ 
schlagten Ausgaben für Personal, für den sächlichen Verwaltungs- und Be­ 
triebsaufwand (ohne Gruppierungsnummern 67/68/69) belaufen sich auf ins­ 
gesamt 33.563.990 EUR. Demgegenüber beträgt der Durchschnitt der sich 
aus den Jahresrechnungen der Jahre 2016 bis 2018 ergebenden vorgenann­ 
ten Ausgaben 28.537.750 EUR. Die kreisfreie Stadt Eisenach plant im Haus­ 
haltsjahr 2019 - im Vergleich zu dem Durchschnitt der Vorjahresrechnungser- 
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gebnisse 2016 bis 2018- somit um 5.026.240 EUR höhere Ausgaben für Per­ 
sonal, für den sächlichen Verwaltungs- und Betriebsaufwand (ohne Gruppie­ 
rungsnummern 67/68/69) ein. 

Die Notwendigkeit und Unabweisbarkeit des im Haushaltsjahr 2019 - im Ver­ 
gleich zum Durchschnitt der Vorjahresrechnungsergebnisse 2016 bis 2018 - 
vorgesehenen Mehrbedarfs im Verwaltungshaushalt ist nicht vollumfänglich 
nachvollziehbar. Daher können die im Vergleich zu den Vorjahresrechnungs­ 
ergebnissen höheren Planansätze der vorgenannten Ausgaben, welche sich 
in einem prognostizierten Fehlbetrag des Verwaltungshaushaltes von 
5.572.071 EUR widerspiegeln, nicht in voller Höhe Berücksichtigung bei der 
Bemessung einer Bedarfszuweisung für das Jahr 2019 finden. 

In Anwendung des Bst. C. Ziffer 1.2.2.1 W-Haushaltssicherung sollte die 
kreisfreie Stadt Eisenach in Höhe eines Abzugsbetrages von insgesamt 
7 40.182 EUR Einsparungen im Haushaltsjahr 2019 vornehmen, um somit vor­ 
rangig aus eigener Kraft zu einer nachhaltigen Haushaltskonsolidierung bei­ 
zutragen. Dies entspricht einem Viertel der o.g. geplanten, im Vergleich zu 
dem Durchschnitt der Vorjahresrechnungsergebnisse höheren Ausgaben 
(5.026.240 EUR abzgl. Zuschussbedarf für freiwillige Leistungen des VwH 
>3,5% in Höhe von 2.065.512 EUR; hiervon 1/4). Die Entscheidung über die 
konkreten Einsparungen bzw. die konkrete Reduzierung laufender Ausgaben 
bleibt dabei der kreisfreien Stadt Eisenach vorbehalten. 

Die oben dargestellte Vergleichsaufstellung wird unter Einhaltung des Gleich­ 
heitsgrundsatzes im Sinne des Art. 3 GG vorgenommen. Eine Pauschalierung 
des Abzugsbetrages unter Bezugnahme auf die letzten drei Jahre und eine 
damit einhergehende Bedarfsminderung ist geeignet, dem Nachrangigkeits­ 
grundsatz von Bedarfszuweisungen gerecht zu werden. Unter dem Gesichts­ 
punkt der dauernden Pflicht einer Kommune zur Überprüfung ihrer Ausgaben 
ist der Pauschalabzug auch angemessen. Dieses Vorgehen entspricht der all­ 
gemeinen Verwaltungspraxis. 

Die vorgenannten Ausgaben von insgesamt 7 40.182 EUR können daher bei 
der Bemessung einer Bedarfszuweisung für das Jahr 2019 keine Berücksich­ 
tigung finden. 

zu ee) Entsprechend der vorläufigen Modellrechnung 2019 erhält die kreisfreie 
Stadt Eisenach eine Schlüsselzuweisung für Kreisaufgaben in Höhe von 
18.580.460 EUR sowie eine Schlüsselzuweisung für Gemeindeaufgaben in 
Höhe von 10.564.934 EUR, insgesamt 29.145.394 EUR. 

Veranschlagt hat die Stadt Eisenach Einnahmen für Schlüsselzuweisungen in 
Höhe von insgesamt 29.128.612 EUR. Der die Planung übersteigende Betrag 
in Höhe von insgesamt 16.782 EUR ist demzufolge bedarfsmindernd zu be­ 
rücksichtigen. 

zu ff) Gemäß § 6 Abs. 2 Thüringer Gesetz zur Sicherung der kommunalen 
Haushalte (ThürKommHG) erhalten kommunale Schulträger im Jahr 2019 er­ 
gänzend zur Investitionspauschale nach§ 22 Thür FAG eine investive Zuwei­ 
sung für Schulgebäude, Schulturnhallen und investive Maßnahmen zur Unter­ 
stützung der Digitalisierung in den Schulen. 

Die Höhe der Zuweisung richtet sich nach dem Anteil der Schulträger an den 
Mitteln nach § 22 ThürFAG und beträgt für die Stadt Eisenach 450.650 EUR. 
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Die vorgenannte Pauschale wurde in Höhe von 454.007 EUR eingestellt. Der 
Unterschiedsbetrag zwischen Ansatz und tatsächlicher Einnahme beträgt 
3.357 EUR und ist bedarfserhöhend zu berücksichtigen. 

Mit der bewilligten Bedarfszuweisung wird ein Beitrag zur Haushaltskonsoli­ 
dierung der Stadt Eisenach geleistet. 
Gegenstand der Bewilligung ist gemäß Bst. A Ziffer 4.5 W-Bedarfszuweisun­ 
gen ausschließlich das Haushaltsjahr 2019. 

Insofern ist die Darstellung zukünftiger Bedarfszuweisungen in der 6. Fort­ 
schreibung des Haushaltssicherungskonzeptes zwar möglich, führt aber nicht 
zu einer rechtlichen Bindung der Bewilligungsbehörde im Hinblick auf weitere 
Bewilligungen. Diese sind jeweils der dann aktuellen Haushaltssituation der 
Stadt Eisenach, den zur Verfügung stehenden Haushaltsmitteln des Freistaats 
Thüringen und den jeweiligen rechtlichen Grundlagen unterworfen. 

Die Stadt Eisenach sollte in den Folgejahren weiterhin einer strikten Haus­ 
haltsdisziplin unterliegen und neue zusätzliche Konsolidierungsmaßnahmen 
prüfen und beschließen, um eine Konsolidierung zu erreichen. Ob und inwie­ 
weit weitere Bedarfszuweisungen in den Folgejahren erfolgen, wird durch 
diese Bewilligung nicht vorgegeben. Die Bewilligung erfolgt in jedem Haus­ 
haltsjahr in Ausübung pflichtgemäßen Ermessens. 

c) Nach alledem ist dem Antrag nur im tenorierten Umfang stattzugeben, dar­ 
über hinaus ist er abzulehnen. 

Ill. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 3 Abs. 1 Nr. 3 Thüringer Verwaltungs­ 
kostengesetz. 

Hinweise: 

1. Die Bewilligung der Bedarfszuweisung erfolgt ohne Anerkennung einer 
Rechtspflicht. Eine Rücknahme des Bewilligungsbescheides und Rückfor­ 
derung der Bedarfszuweisung bleibt vorbehalten, falls nachträglich Unrich­ 
tigkeiten oder Unvollständigkeiten festgestellt werden, die für die Bemes­ 
sung der Bedarfszuweisung von Bedeutung waren und bereits im Zeitpunkt 
der Bewilligung vorlagen; insoweit wird auf§ 48 ThürVwVfG verwiesen. 

2. Der Widerruf des Bewilligungsbescheides und die Rückforderung bleibt für 
den Fall vorbehalten, wenn sich im Nachhinein die Voraussetzungen än­ 
dern, unter denen die Bedarfszuweisung gewährt wurde; insoweit wird auf 
die Voraussetzungen des § 49 Abs. 2 und Abs. 3 ThürVwVfG verwiesen. 
Außerdem wird die Antragstellerin ausdrücklich auf das Prüfungsrecht 
durch die Rechtsaufsichtsbehörde und den Thüringer Rechnungshof hin­ 
gewiesen. 

3. Die Auszahlung der Bedarfszuweisung erfolgt nach Bestandskraft des Be­ 
scheides. 
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Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Klage beim 

Verwaltungsgericht Meiningen 
Lindenallee 15 

98617 Meiningen 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle die­ 
ses Gerichts erhoben werden. 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Thüringen) und den Ge­ 
genstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag 
enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen 
angegeben. 

Der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen ausreichend Abschriften für die übri­ 
gen Beteiligten beigefügt werden. 

Im Auftrag 

~f{yt( 
Ekaterina Härtel 

Anlage: Empfangsbestätigung, Rechtsmittelverzicht, Bankdatenblatt 
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(Anschrift des Zuwendungsempfängers) 
(Ort, Datum) 

Thüringer Landesverwaltungsamt 
Referat 240 
Jorqe-Sernprun-Platz 4 
99423 Weimar 

Vorab per Fax: 03 61 - 57 332 10 31 

Bedarfszuweisungen nach § 24 Thüringer Finanzausgleichsgesetz 

hier: Eingangsbestätigung, Bankverbindung und Rechtsbehelfsverzicht 

Bezug: Bescheid über die Gewährung einer Bedarfszuweisung zur Haushaltskonsoli­ 
dierung für das Haushaltsjahr 2019; Stadt Eisenach 

Az.: 240-1501-001/19-EA 

Erklärung: 

1. Der o.a. Bewilligungsbescheid ist am eingegangen. 
2. Auf die Einlegung eines Rechtsbehelfs wird unwiderruflich verzichtet. 

(Falls nicht zutreffend, bitte streichen.) 

Wir bitten, die Auszahlung an folgende Bankverbindung vorzunehmen: 
Kontoinhaber: 
IBAN: 
BIC: 
Kreditinstitut: 

(Ort, Datum) (Unterschrift/Stempel des Zuwendungsempfängers) 




